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Bekanntmachung über die Einleitung einer Überprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber
den Einfuhren von Cumarin mit Ursprung in der Volksrepublik China

(2007/C 103/10)

Nach der Veröffentlichung einer Bekanntmachung (1) über das
bevorstehende Außerkrafttreten der Antidumpingmaßnahmen
gegenüber den Einfuhren von Cumarin mit Ursprung in der
Volksrepublik China („betroffenes Land“) erhielt die Kommission
einen Antrag auf Einleitung einer Überprüfung gemäß Artikel
11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län-
dern (2) („Grundverordnung“).

1. Überprüfungsantrag

Der Antrag wurde vom „European Chemical Industry Council“
(„CEFIC“ bzw. „Antragsteller“) im Namen des einzigen Herstellers
in der Gemeinschaft gestellt, auf den die gesamte Gemeinschafts-
produktion von Cumarin entfällt.

2. Ware

Die Überprüfung betrifft Cumarin mit Ursprung in der Volksre-
publik China („betroffene Ware“), das derzeit unter dem KN-
Code ex 2932 21 00 eingereiht wird. Der KN-Code wird nur
informationshalber angegeben.

3. Geltende Maßnahmen

Bei den geltenden Maßnahmen handelt es sich um einen endgül-
tigen Antidumpingzoll, der mit der Verordnung (EG) Nr.
769/2002 des Rates (3), eingeführt und mit der Verordnung
(EG) Nr. 2272/2004 (4) auf Einfuhren von aus Indien oder Thai-
land versandtem Cumarin sowie mit der Verordnung (EG) Nr.
1650/2006 (5) auf Indonesien und Malaysia ausgedehnt wurde.

4. Gründe für die Überprüfung

Der Antrag wird damit begründet, dass das Dumping und die
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft bei einem
Außerkrafttreten der Maßnahmen wahrscheinlich anhalten oder
erneut auftreten würden.

Der Antragsteller übermittelte Beweise dafür, dass weiterhin
beträchtliche Mengen der betroffenen Ware aus der Volksrepub-
lik China zu gedumpten Preisen in die Gemeinschaft eingeführt
werden.

Gemäß Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung ermittelte der
Antragsteller den Normalwert für die Volksrepublik China
anhand des Preises in einem geeigneten Land mit Marktwirt-
schaft, genauer gesagt in dem unter Nummer 5.1 Buchstabe c
genannten Land. Die Behauptung, dass das Dumping anhält,
stützt sich auf einen Vergleich des so ermittelten Normalwertes
mit den Preisen der betroffenen Ware bei Ausfuhr in die
Gemeinschaft.

Dieser Vergleich ergibt eine erhebliche Dumpingspanne.

Im Hinblick auf ein erneutes Auftreten des Dumpings wird fer-
ner behauptet, dass die Ausfuhren in andere Drittländer, z. B. in
die USA oder nach Brasilien, zu gedumpten Preisen erfolgen.

Der Antragsteller legte Beweise dafür vor, dass sich die Einfuhren
der betroffenen Ware aus der Volksrepublik China in absoluten
Zahlen und gemessen am Marktanteil nach wie vor auf einem
sehr hohen Niveau bewegen.

Angeblich wirkten sich die betroffenen Einfuhren aufgrund ihrer
Mengen und ihrer Preise unter anderem immer noch negativ auf
den Marktanteil und die Preise der Gemeinschaftshersteller aus
und hätten dadurch deren finanzielle Lage und die Beschäfti-
gungssituation im Wirtschaftszweig der Gemeinschaft sehr
nachteilig beeinflusst.
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Der Antragsteller behauptet ferner, dass das schädigende Dum-
ping wahrscheinlich noch zunehmen werde. Er legt Beweise
dafür vor, dass die Einfuhren im Falle eines Außerkrafttretens
der Maßnahmen ansteigen dürften, da es in dem betroffenen
Land ungenutzte Produktionskapazitäten gebe.

Sollten die Einfuhren zu gedumpten Preisen aus dem betroffe-
nen Land weiterhin wesentlich zunehmen, so hätte dies nach
Auffassung des Antragstellers bei der derzeitigen Lage des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft — ohne Maßnahmen — eine
weitere Schädigung des Wirtschaftszweigs zur Folge.

Der Antragsteller verweist ferner darauf, dass die Ausführer/Her-
steller der betroffenen Ware in der Volksrepublik China versucht
hätten, die geltenden Maßnahmen zu umgehen, wogegen der
Rat mit einer Ausweitung der Maßnahmen im Wege der Verord-
nungen (EG) Nr. 2272/2004 und (EG) Nr. 1650/2006 vorgegan-
gen sei.

5. Verfahren

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Ausschus-
ses zu dem Schluss, dass genügend Beweise für die Einleitung
einer Auslaufüberprüfung vorliegen; deshalb leitet sie hiermit
eine Überprüfung gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Grundverord-
nung ein.

5.1. Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit des
Anhaltens oder erneuten Auftretens von Dumping und
Schädigung

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob damit zu rechnen ist,
dass das Dumping und die Schädigung bei einem Außerkrafttre-
ten der Maßnahmen anhalten oder erneut auftreten.

a) Stichprobenverfahren

Angesichts der Vielzahl der Parteien, die von diesem Verfah-
ren betroffen sind, kann die Kommission beschließen, gemäß
Artikel 17 der Grundverordnung mit Stichproben zu arbei-
ten.

i) B i ldung einer St ichprobe der Ausführer /Her-
s te l ler in der Volksrepubl ik China

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines
Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls
eine Stichprobe auswählen kann, werden alle Ausführer/
Hersteller bzw. die in ihrem Namen handelnden Vertreter
aufgefordert, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen
und innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b Ziffer i
gesetzten Frist und in der unter Nummer 7 vorgegebenen
Form folgende Angaben zu ihren Unternehmen zu über-
mitteln:

— Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Fax-
nummer sowie Kontaktperson,

— Umsatz (in Landeswährung), der vom 1. April 2006
bis 31. März 2007 mit dem Verkauf der betroffenen
Ware zur Ausfuhr in die Gemeinschaft erzielt wurde,
und entsprechende Verkaufsmenge (in Tonnen),

— Umsatz (in Landeswährung), der vom 1. April 2006
bis 31. März 2007 mit dem Verkauf der betroffenen
Ware auf dem Inlandsmarkt erzielt wurde, und ent-
sprechende Verkaufsmenge (in Tonnen),

— Umsatz (in Landeswährung), der vom 1. April 2006
bis 31. März 2007 mit dem Verkauf der betroffenen
Ware in andere Drittländer erzielt wurde, und ent-
sprechende Verkaufsmenge (in Tonnen),

— genaue Tätigkeit des Unternehmens im Zusammen-
hang mit der Herstellung der betroffenen Ware sowie
Produktionsmenge (in Tonnen) der betroffenen Ware,
Produktionskapazität und Investitionen in die Pro-
duktionskapazität in der Zeit vom 1. April 2006 bis
31. März 2007,

— Namen und genaue Tätigkeiten aller verbundenen
Unternehmen (6), die an Produktion und/oder Verkauf
(im Inland und/oder zur Ausfuhr) der betroffenen
Ware beteiligt sind,

— sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission
bei der Bildung der Stichprobe von Nutzen sein
könnten.

— Mit der Übermittlung der vorgenannten Angaben
stimmt das Unternehmen seiner etwaigen Einbezie-
hung in die Stichprobe zu. Wird das Unternehmen
für die Stichprobe ausgewählt, muss es einen Frage-
bogen beantworten und einem Kontrollbesuch zur
Überprüfung der Antworten zustimmen. Erklärt ein
Unternehmen sich nicht mit der Einbeziehung in die
Stichprobe einverstanden, wird es bei dieser Untersu-
chung als nicht mitarbeitendes Unternehmen geführt.
Die Folgen der mangelnden Bereitschaft zur Mitarbeit
sind unter Nummer 8 dargelegt.

Die Kommission wird ferner Kontakt mit den Behörden
des Ausfuhrlandes und allen ihr bekannten Verbänden
von Ausführern/Herstellern aufnehmen, um die Aus-
künfte einzuholen, die sie für die Auswahl der Stichprobe
unter den Ausführern/Herstellern benötigt.

ii) Auswahl e iner St ichprobe unter den Einführern

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines
Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls
eine Stichprobe bilden kann, werden alle Einführer bzw.
die in ihrem Namen handelnden Vertreter aufgefordert,
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen und inner-
halb der unter Nummer 6 Buchstabe b Ziffer i gesetzten
Frist und in der unter Nummer 7 vorgegebenen Form
folgende Angaben zu ihren Unternehmen zu übermitteln:

— Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Fax-
nummer sowie Kontaktperson,

— Gesamtumsatz des Unternehmens (in €) vom 1. April
2006 bis zum 31. März 2007;
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— Gesamtzahl der Beschäftigten,

— genaue Beschreibung der Tätigkeit des Unternehmens
im Zusammenhang mit der betroffenen Ware,

— Menge (in Tonnen) und Wert (in €) der Einfuhren
und Weiterverkäufe der Einfuhren der betroffenen
Ware mit Ursprung in der Volksrepublik China auf
dem Gemeinschaftsmarkt in der Zeit vom 1. April
2006 bis 31. März 2007,

— Namen und genaue Tätigkeiten aller verbundenen
Unternehmen (7), die an Herstellung und/oder Ver-
kauf der betroffenen Ware beteiligt sind,

— sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission
bei der Bildung der Stichprobe von Nutzen sein
könnten.

— Mit der Übermittlung der vorgenannten Angaben
stimmt das Unternehmen seiner etwaigen Einbezie-
hung in die Stichprobe zu. Wird das Unternehmen
für die Stichprobe ausgewählt, muss es einen Frage-
bogen beantworten und einem Kontrollbesuch zur
Überprüfung der Antworten zustimmen. Erklärt ein
Unternehmen sich nicht mit der Einbeziehung in die
Stichprobe einverstanden, wird es bei dieser Untersu-
chung als nicht mitarbeitendes Unternehmen geführt.
Die Folgen der mangelnden Bereitschaft zur Mitarbeit
sind unter Nummer 8 dargelegt.

Die Kommission wird ferner Kontakt mit den ihr
bekannten Verbänden von Einführern aufnehmen, um
die Informationen einzuholen, die sie für die Auswahl
der Einführer-Stichprobe benötigt.

iii) Endgül t ige Auswahl der St ichproben

Alle sachdienlichen Angaben zur Bildung der Stichprobe
sind von den interessierten Parteien innerhalb der unter
Nummer 6 Buchstabe b Ziffer ii gesetzten Frist zu über-
mitteln.

Die Kommission beabsichtigt, die endgültige Bildung der
Stichproben vorzunehmen, nachdem sie diejenigen
betroffenen Parteien konsultiert hat, die sich mit der Ein-
beziehung in die Stichproben einverstanden erklärt
haben.

Die in die Stichproben einbezogenen Unternehmen müs-
sen innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b Ziffer iii
gesetzten Frist einen Fragebogen beantworten und an der
Untersuchung mitarbeiten.

Bei unzureichender Mitarbeit kann die Kommission ihre
Feststellungen gemäß Artikel 17 Absatz 4 und Artikel 18
der Grundverordnung auf der Grundlage der verfügbaren
Fakten treffen. Feststellungen, die anhand der verfügbaren
Fakten getroffen werden, können, wie unter Nummer 8
erläutert, für die betroffene Partei ungünstiger ausfallen.

b) Fragebogen

Die Kommission wird dem Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft und den Herstellerverbänden in der Gemeinschaft, den
in die Stichprobe einbezogenen Ausführern/Herstellern in
der Volksrepublik China, den Verbänden von Ausführern/
Herstellern, den in die Stichprobe einbezogenen Einführern
und den Verbänden von Einführern, die im Antrag genannt
sind oder die an der Untersuchung mitarbeiteten, welche zu
den Maßnahmen führte, die Gegenstand dieser Überprüfung
sind, sowie den Behörden des betroffenen Ausfuhrlandes Fra-
gebogen zusenden, um die für ihre Untersuchung als not-
wendig erachteten Informationen einzuholen.

c) Wahl des Marktwirtschaftslandes

Die Kommission beabsichtigt, Indien als angemessenes
Marktwirtschaftsland zur Ermittlung des Normalwertes für
die Volksrepublik China heranzuziehen. Die interessierten
Parteien werden aufgefordert, sich innerhalb der unter Num-
mer 6 Buchstabe c gesetzten Frist zur Angemessenheit der
Wahl dieses Landes zu äußern.

d) Einholung von Informationen und Anhörungen

Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren Stand-
punkt darzulegen, gegebenenfalls auch Informationen bereit-
zustellen, die über den Fragebogen hinausgehen, und sach-
dienliche Nachweise vorzulegen. Diese Angaben müssen
zusammen mit den entsprechenden Nachweisen innerhalb
der unter Nummer 6 Buchstabe a Ziffer ii gesetzten Frist bei
der Kommission eingehen.

Die Kommission kann die interessierten Parteien außerdem
hören, sofern sie dies beantragen und nachweisen, dass
besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. Entspre-
chende Anträge sind innerhalb der unter Nummer 6
Buchstabe a Ziffer iii gesetzten Frist zu stellen.

5.2. Verfahren zur Prüfung des Interesses der Gemeinschaft

Sollte sich bestätigen, dass das Dumping und die Schädigung
wahrscheinlich anhalten oder erneut auftreten werden, ist gemäß
Artikel 21 der Grundverordnung zu prüfen, ob die Aufrechter-
haltung oder die Aufhebung der Maßnahmen dem Interesse der
Gemeinschaft nicht etwa zuwiderläuft. Zu diesem Zweck kön-
nen sich der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, die Einführer
und ihre repräsentativen Verbände, repräsentative Verwender
und repräsentative Verbraucherorganisationen, die nachweisen
können, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer
Tätigkeit und der betroffenen Ware besteht, innerhalb der unter
Nummer 6 Buchstabe a Ziffer ii gesetzten allgemeinen Fristen
melden und der Kommission entsprechende Informationen
übermitteln. Die Parteien, die die Bedingungen des vorstehenden
Satzes erfüllen und nachweisen, dass besondere Gründe für ihre
Anhörung sprechen, können innerhalb der unter Nummer 6
Buchstabe a Ziffer iii gesetzten Frist einen entsprechenden
Antrag stellen. Gemäß Artikel 21 der Grundverordnung über-
mittelte Informationen werden nur berücksichtigt, wenn sie zum
Zeitpunkt ihrer Übermittlung durch Beweise belegt sind.
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6. Fristen

a) Allgemeine Fristen

(i) Anforderung eines Fragebogens

Alle interessierten Parteien, die nicht an der Untersu-
chung mitarbeiteten, welche zu den jetzt zu überprüfen-
den Maßnahmen führte, sollten umgehend, spätestens
jedoch 15 Tage nach Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union einen Fragebo-
gen bzw. Antragsformulare anfordern.

(ii) Kontaktaufnahme und Übermit t lung der Ant-
wor ten und sonst iger Informat ionen

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle interes-
sierten Parteien innerhalb von 40 Tagen nach Veröffentli-
chung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europä-
ischen Union mit der Kommission Kontakt aufnehmen,
ihren Standpunkt schriftlich darlegen und ihre beantwor-
teten Fragebogen sowie ihre sonstigen Informationen
übermitteln, wenn diese Angaben bei der Untersuchung
berücksichtigt werden sollen. Es wird darauf hingewiesen,
dass die Wahrnehmung der meisten in der Grundverord-
nung verankerten Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich
die betreffende Partei innerhalb der vorgenannten Frist
meldet.

In eine Stichprobe einbezogene Unternehmen müssen
die beantworteten Fragebogen innerhalb der unter Num-
mer 6 Buchstabe b Ziffer iii gesetzten Frist übermitteln.

iii) Anhörungen

Innerhalb derselben Frist von 40 Tagen können die inte-
ressierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung
durch die Kommission stellen.

b) Besondere Frist für die Stichprobenbildung

(i) Die unter Nummer 5.1 Buchstabe a Ziffern i und ii
genannten Informationen müssen innerhalb von 15
Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im
Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission ein-
gehen, da die Kommission beabsichtigt, die Parteien, die
sich mit der Einbeziehung in die Stichproben einverstan-
den erklärt haben, innerhalb von 21 Tagen nach Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der
Europäischen Union zur endgültigen Bildung der Stichpro-
ben zu konsultieren.

(ii) Alle anderen für die Bildung der Stichprobe relevanten
Angaben, die unter Nummer 5.1 Buchstabe a Ziffer iii
genannt sind, müssen der Kommission innerhalb von
21 Tagen nach der Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union vorliegen.

(iii) Die beantworteten Fragebogen der in die Stichprobe ein-
bezogenen Parteien müssen innerhalb von 37 Tagen,
nachdem sie über ihre Einbeziehung in die Stichprobe
benachrichtigt wurden, bei der Kommission eingehen.

c) Besondere Frist für die Wahl des Marktwirtschaftslands

Die von der Untersuchung betroffenen Parteien möchten
möglicherweise dazu Stellung nehmen, ob sich Indien als
Drittland mit Marktwirtschaft zur Ermittlung des Normal-
werts für die Volksrepublik China eignet (vgl. Nummer 5
Buchstabe c dieser Bekanntmachung). Solche Stellungnahmen
müssen innerhalb von 10 Tagen nach Veröffentlichung dieser
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union bei der
Kommission eingehen.

7. Schriftliche Stellungnahmen, Fragebogenantworten und
Schriftwechsel

Alle Stellungnahmen und Anträge interessierter Parteien sind
schriftlich einzureichen (jedoch nicht in elektronischer Form, es
sei denn, dies wäre ausdrücklich zugelassen) und müssen den
Namen, die Anschrift, die E-Mail-Adresse, die Telefon- und die
Faxnummer der interessierten Partei enthalten. Alle schriftlichen
Stellungnahmen, einschließlich der in dieser Bekanntmachung
angeforderten Informationen, der beantwortete Fragebogen und
alle Schreiben, die die interessierten Parteien auf vertraulicher
Basis übermitteln, müssen den Vermerk „Zur eingeschränkten Ver-
wendung“ (8) tragen und gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Grund-
verordnung zusammen mit einer nicht vertraulichen Zusam-
menfassung übermittelt werden, die den Vermerk „ZUR EIN-
SICHTNAHME DURCH INTERESSIERTE PARTEIEN“ trägt.

Anschrift der Kommission:

Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion B
Büro: J-79 5/16
B-1049 Brüssel
Fax: (32 2) 295 65 05

8. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Wenn interessierte Parteien den Zugang zu den benötigten
Informationen verweigern oder sie nicht fristgerecht übermitteln
oder die Untersuchung erheblich behindern, können gemäß
Artikel 18 der Grundverordnung positive oder negative Feststel-
lungen auf der Grundlage der verfügbaren Fakten getroffen wer-
den.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irre-
führende Informationen vorgelegt hat, so werden diese Informa-
tionen nicht berücksichtigt; in diesem Fall können gemäß Arti-
kel 18 der Grundverordnung die verfügbaren Fakten zugrunde
gelegt werden. Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur
zum Teil mit und werden deshalb die verfügbaren Fakten
zugrunde gelegt, so kann dies zu einem Ergebnis führen, das für
diese Partei weniger günstig ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte.
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(8) Unterlagen mit diesem Vermerk sind nur für den internen Gebrauch
bestimmt. Sie sind gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission (ABl. L 145
vom 31.5.2001, S. 43) geschützt und werden gemäß Artikel 19 der
Grundverordnung und Artikel 6 des WTO-Übereinkommens zur
Durchführung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens 1994 (Antidumping-Übereinkommen) vertraulich behan-
delt.



9. Zeitplan für die Untersuchung

Gemäß Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung ist die Unter-
suchung innerhalb von 15 Monaten nach Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abzu-
schließen.

10. Möglichkeit der Beantragung einer Überprüfung gemäß
Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung

Bei dieser Auslaufüberprüfung handelt es sich um eine Überprü-
fung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung, deshalb
werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer Ände-

rung der Höhe der geltenden Maßnahmen führen, sondern
gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung zur Aufhe-
bung oder Aufrechterhaltung jener Maßnahmen.

Ist nach Auffassung einer Verfahrenspartei zu überprüfen, ob die
Maßnahmen in ihrer Höhe nach oben oder nach unten korri-
giert werden sollten, kann die Partei eine Überprüfung gemäß
Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung beantragen.

Die Parteien, die eine solche getrennt durchzuführende Überprü-
fung beantragen möchten, können unter der angegebenen
Anschrift Kontakt mit der Kommission aufnehmen.
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